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Teilrevision des Gesetzes über die Staats- und Gemeindesteuern 
2022

Der Kantonsrat des Kantons Solothurn

gestützt auf Artikel 132 bis 134 der Verfassung des Kantons Solothurn (KV) vom 
8. Juni 1986[BGS 111.1.]
nach Kenntnisnahme von Botschaft und Entwurf des Regierungsrates vom ... 
(RRB Nr. 2021/....)

beschliesst:

I.

Der Erlass Gesetz über die Staats- und Gemeindesteuern (Steuergesetz) vom 
1. Dezember 1985 (Stand 1. Januar 2021) wird wie folgt geändert:

§  26
4. Bewegliches Vermögen

1 Steuerbar sind die Erträge aus beweglichem Vermögen, insbesondere

a) Zinsen aus Guthaben, inklusive ausbezahlte Erträge aus rückkaufsfähigen Ka-
pitalversicherungen mit Einmalprämie im Erlebensfall und bei Rückkauf, ausser 
wenn diese Kapitalversicherungen der Vorsorge dienen. Als der Vorsorge die-
nend gilt die Auszahlung der Versicherungsleistung ab dem vollendeten 60. Al-
tersjahr des Versicherten auf Grund eines mindestens fünfjährigen Vertragsver-
hältnisses, das vor Vollendung des 66. Altersjahres begründet wurde. In die-
sem Fall ist die Leistung steuerfrei;

https://bgs.so.ch/data/111.1/de
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b) Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile 
aus Beteiligungen aller Art (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhö-
hungen und dergleichen). Sie sind im Umfang von 70% steuerbar, wenn diese 
Beteiligungsrechte mindestens 10% des Grund- oder Stammkapitals einer Ka-
pitalgesellschaft oder Genossenschaft darstellen. Ein bei der Rückgabe von 
Beteiligungsrechten im Sinne von Artikel 4a des Bundesgesetzes über die Ver-
rechnungssteuer vom 13. Oktober 1965[SR 642.21.] an die Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft erzielter Liquidationsüberschuss gilt in dem Jahr als reali-
siert, in welchem die Verrechnungssteuerforderung entsteht.

c) Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder sonstiger Nutzung 
beweglicher Sachen oder nutzbarer Rechte;

d) Einkünfte aus immateriellen Gütern;

e) Einkünfte aus der Veräusserung oder Rückzahlung von Obligationen mit über-
wiegender Einmalverzinsung (global verzinsliche Obligationen, Diskont-Obliga-
tionen), die dem Inhaber anfallen.

2 Einkünfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen gemäss Kollektivanlagen-
gesetz vom 23. Juni 2006[SR 951.31.] (KAG) werden den Anlegern anteilsmäs-
sig zugerechnet; Einkünfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen mit direk-
tem Grundbesitz sind nur steuerbar, soweit die Gesamterträge die Erträge aus 
direktem Grundbesitz übersteigen.

3 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen, die von den Inha-
bern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden sind, 
wird gleich behandelt wie die Rückzahlung von Grund- oder Stammkapital. Ab-
satz 4 bleibt vorbehalten.

4 Schüttet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizeri-
schen Börse kotiert ist, bei der Rückzahlung von Reserven aus Kapitaleinlagen 
nach Absatz 3 nicht mindestens im gleichen Umfang übrige Reserven aus, so ist 
die Rückzahlung im Umfang der halben Differenz zwischen der Rückzahlung und 
der Ausschüttung der übrigen Reserven steuerbar, höchstens aber im Umfang 
der in der Gesellschaft vorhandenen, handelsrechtlich ausschüttungsfähigen üb-
rigen Reserven.

http://www.lexfind.ch/link/Bund/951.31/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/642.21/de
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5  Absatz 4 ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen,

a) die bei fusionsähnlichen Zusammenschlüssen durch Einbringen von Beteili-
gungs- und Mitgliedschaftsrechten an einer ausländischen Kapitalgesellschaft 
oder Genossenschaft nach § 94 Absatz 1 Buchstabe c oder durch eine grenz-
überschreitende Übertragung auf eine inländische Tochtergesellschaft nach § 
94 Absatz 1 Buchstabe d nach dem 24. Februar 2008 entstanden sind;

b) die zum Zeitpunkt einer grenzüberschreitenden Fusion oder Umstrukturierung 
nach § 94 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 3 oder der Verlegung des Sitzes 
oder der tatsächlichen Verwaltung nach dem 24. Februar 2008 bereits in einer 
ausländischen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft vorhanden waren;

c) im Falle der Liquidation der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft.

6 Die Absätze 4 und 5 gelten sinngemäss auch für Reserven aus Kapitaleinlagen, 
die für die Ausgabe von Gratisaktien oder für Gratisnennwerterhöhungen ver-
wendet werden.

7 Entspricht bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten an einer Kapitalgesell-
schaft oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Börse kotiert ist, die 
Rückzahlung der Reserven aus Kapitaleinlagen nicht mindestens der Hälfte des 
erhaltenen Liquidationsüberschusses, so vermindert sich der steuerbare Anteil 
dieses Liquidationsüberschusses um die halbe Differenz zwischen diesem Anteil 
und der Rückzahlung, höchstens aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhan-
denen Reserven aus Kapitaleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte entfallen.

8 Absatz 3 gilt für Einlagen und Aufgelder, die während eines Kapitalbands nach 
Artikel 653s bis Artikel 653v des Obligationenrechts (OR) vom 30. März 1911[SR 
220.] geleistet werden, nur, soweit sie die Rückzahlungen von Reserven im Rah-
men dieses Kapitalbandes übersteigen. 

§  32
II. Steuerfreie Einkünfte

1 Steuerfrei sind

a) Vermögensanfall infolge Erbschaft, Vermächtnis, Schenkung oder güterrechtli-
cher Auseinandersetzung;

http://www.lexfind.ch/link/Bund/220/de
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b) Vermögensanfall aus rückkaufsfähiger privater Kapitalversicherung, ausge-
nommen aus Freizügigkeitspolicen; § 26 Absatz 1 Buchstabe a bleibt vorbehal-
ten;

c) Kapitalleistungen, die bei Stellenwechsel vom Arbeitgeber oder von Einrichtun-
gen der beruflichen Vorsorge ausgerichtet werden, soweit sie der Empfänger in 
der Regel innert Jahresfrist zum Einkauf in eine steuerbefreite Einrichtung der 
beruflichen Vorsorge in der Schweiz oder zum Erwerb einer Freizügigkeitspoli-
ce verwendet;

d) Unterstützungen aus öffentlichen oder privaten Mitteln, insbesondere Stipendi-
en zu Studien- oder Ausbildungszwecken;

e) Leistungen in Erfüllung familienrechtlicher Verpflichtungen und Ersatzleistun-
gen hiefür, ausgenommen die Unterhaltsbeiträge gemäss § 31 Buchstabe f;

f) der Sold für Militär- und Schutzdienst, das Taschengeld für Zivildienst sowie der 
Sold der Milizfeuerwehrleute bis zu 10'000 Franken jährlich für Dienstleistungen 
im Zusammenhang mit der Erfüllung der Kernaufgaben der Feuerwehr, wie 
Übungen, Pikettdienste, Kurse, Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, 
Brandbekämpfung, allgemeinen Schadenwehr und Elementarschadenbewälti-
gung; steuerbar sind jedoch Pauschalzulagen für Kader sowie Funktionszula-
gen und Entschädigungen für administrative Arbeiten und für Dienstleistungen, 
welche die Feuerwehr freiwillig erbringt;

g) Genugtuungsleistungen;

h) der Erlös aus Bezugsrechten, sofern die Vermögensrechte zum Privatvermö-
gen gehören;

i) Einkünfte, die aufgrund der Bundesgesetzgebung über Ergänzungsleistungen 
zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung anfallen;

k) Zahlungen für die Deckung von Heilungskosten;

l) Zahlungen für Sachschäden im beweglichen Privatvermögen;
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m) die Gewinne, die in Spielbanken mit Spielbankenspielen erzielt werden, die 
nach dem Bundesgesetz über Geldspiele (Geldspielgesetz, BGS) vom 29. Sep-
tember 2017[SR 935.51.] zugelassen sind, sofern diese Gewinne nicht aus 
selbständiger Erwerbstätigkeit stammen;

n) die einzelnen Gewinne bis zu einem Betrag von 1 Million Franken aus der Teil-
nahme an Grossspielen, die nach dem BGS zugelassen sind, und aus der On-
line-Teilnahme an Spielbankenspielen, die nach dem BGS zugelassen sind;

o) die Gewinne aus Kleinspielen, die nach dem BGS zugelassen sind;

p) die einzelnen Gewinne aus Lotterien und Geschicklichkeitsspielen zur Ver-
kaufsförderung, die nach Artikel 1 Absatz 2 Buchstaben d und e BGS diesem 
nicht unterstehen, sofern die Grenze von 1'000 Franken nicht überschritten 
wird.

q) Einkünfte aufgrund des Bundesgesetzes über Überbrückungsleistungen für äl-
tere Arbeitslose vom 19. Juni 2020[SR 837.2.].

§  34
2. Bei selbständiger Erwerbstätigkeit
a) Im allgemeinen

1 Selbständig Erwerbende können die geschäfts- oder berufsmässig begründeten 
Kosten abziehen, insbesondere

a) die Abschreibungen, Rückstellungen und Wertberichtigungen nach §§ 35 und 
35bis;

b) die eingetretenen und verbuchten Verluste auf Geschäftsvermögen;

c) die Zuwendungen an steuerbefreite Einrichtungen der beruflichen Vorsorge zu-
gunsten des eigenen Personals, sofern jede zweckwidrige Verwendung ausge-
schlossen ist.

d) Zinsen auf Geschäftsschulden sowie Zinsen, die auf Beteiligungen nach § 24 
Absatz 5 entfallen;

http://www.lexfind.ch/link/Bund/837.2/de
http://www.lexfind.ch/link/Bund/935.51/de
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e) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.

f) gewinnabschöpfende Sanktionen, soweit sie keinen Strafzweck haben.

2 Nicht abziehbar sind Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schwei-
zerischen Strafrechts an schweizerische oder ausländische Amtsträger.

2 Nicht abziehbar sind insbesondere:

a) Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts;

b) Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Gegenleistung für die 
Begehung von Straftaten;

c) Bussen und Geldstrafen;

d) finanzielle Verwaltungssanktionen, soweit sie einen Strafzweck haben.

3 Sind Sanktionen nach Absatz 2 Buchstaben c und d von einer ausländischen 
Straf- oder Verwaltungsbehörde verhängt worden, so sind sie abziehbar, wenn:

a) die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst; oder

b) die steuerpflichtige Person glaubhaft darlegt, dass sie alles Zumutbare unter-
nommen hat, um sich rechtskonform zu verhalten.

§  92
2. Geschäftsmässig begründeter Aufwand

1 Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch

a) eidgenössische, kantonale und kommunale Steuern, nicht aber Steuerbussen; a) eidgenössische, kantonale und kommunale Steuern;

b) die Abschreibungen, Rückstellungen, Wertberichtigungen, Verluste und Zu-
wendungen im Sinne von § 34 Absatz 1 Buchstaben a bis c, § 35 und § 35bis;

c) Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Rückvergütungen auf dem Entgelt 
für Lieferungen und Leistungen sowie die zur Verteilung an die Versicherten 
bestimmten Überschüsse von Versicherungsgesellschaften;
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d) die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten an juristi-
sche Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hinblick auf ihre öffentlichen oder 
gemeinnützigen Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind (§ 90 Absatz 1 Buch-
stabe i) sowie an Bund, Kantone, Gemeinden und ihre Anstalten, soweit diese 
von der Steuerpflicht befreit sind (§ 90 Absatz 1 Buchstaben a-c), im Umfang 
von insgesamt höchstens 20% des Reingewinns;

e) die nachgewiesenen und unentgeltlichen Zuwendungen an politische Parteien, 
die sich im Kanton an den letzten eidgenössischen oder kantonalen Wahlen be-
teiligt haben, soweit diese Zuwendungen insgesamt 15’000 Franken nicht über-
steigen;

f) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals.

f) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, einschliesslich Um-
schulungskosten, des eigenen Personals;

g) gewinnabschöpfende Sanktionen, soweit sie keinen Strafzweck haben.

2 …

3 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören Zahlungen von Be-
stechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts an schweizerische 
oder ausländische Amtsträger.

3 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören insbesondere:

a) Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts;

b) Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Gegenleistung für die 
Begehung von Straftaten;

c) Bussen;

d) finanzielle Verwaltungssanktionen, soweit sie einen Strafzweck haben.

4 Sind Sanktionen nach Absatz 3 Buchstaben c und d von einer ausländischen 
Straf- oder Verwaltungsbehörde verhängt worden, so sind sie abziehbar, wenn:

a) die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst; oder
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b) die steuerpflichtige Person glaubhaft darlegt, dass sie alles Zumutbare unter-
nommen hat, um sich rechtskonform zu verhalten.

§  111
II. Bemessungsperiode

1 Der steuerbare Reingewinn bemisst sich nach dem Ergebnis der Steuerperiode.

2 …

3 Am Ende der Steuerpflicht gemäss § 94ter werden die aus nicht versteuertem 
Gewinn gebildeten stillen Reserven zusammen mit dem Reingewinn des letzten 
Geschäftsjahres besteuert.

4 Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so ist der steu-
erbare Reingewinn in Franken umzurechnen. Massgebend ist der durchschnittli-
che Devisenkurs (Verkauf) der Steuerperiode.

§  113
III. Bemessung des Eigenkapitals

1 Das steuerbare Eigenkapital bemisst sich nach dem Stand am Ende der Steu-
erperiode.

2 Umfasst ein Geschäftsjahr mehr oder weniger als 12 Monate, richtet sich die 
Höhe der Kapitalsteuer nach der Dauer des Geschäftsjahres.

3 Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so ist das steu-
erbare Eigenkapital in Franken umzurechnen. Massgebend ist der Devisenkurs 
(Verkauf) am Ende der Steuerperiode.

§  239
V. Berechnung

1 Für die Steuerberechnung gelten die §§ 229-232. Massgebend ist der Steuer-
satz, der sich für jede Zuwendung allein ergibt.

1 Für die Steuerberechnung gelten die §§ 229-232. Hat der Empfänger innert fünf 
Jahren mehrere Zuwendungen vom gleichen Schenker erhalten, bestimmt sich 
der Steuersatz nach dem Gesamtbetrag aller Zuwendungen.
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2 Von jeder Zuwendung werden 14100 Franken abgezogen. Macht ein Schenker 
während des Kalenderjahres mehrere Zuwendungen an den gleichen Empfän-
ger, so wird dieser Abzug nur einmal gewährt.

2 Von jeder Zuwendung werden 14'100 Franken abgezogen. Macht ein Schenker 
mehrere Zuwendungen an den gleichen Empfänger, so wird dieser Abzug innert 
fünf Jahren insgesamt nur einmal gewährt.

II.

     Keine Fremdänderungen.

III.

     Keine Fremdaufhebungen.

IV.

Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten.

Solothurn, ...

Im Namen des Kantonsrats
 
Hugo Schumacher
Präsident
 
Markus Ballmer
Ratssekretär

     Dieser Beschluss unterliegt dem ... Referendum.


